
U
m die FDP ist es wieder einmal nicht 
gut bestellt. In der Ampelkoalition ist 
die Partei in vielerlei Hinsicht zu einer 
de facto zweiten grünen Partei degene-
riert – kein Wunder, dass sie sich nach 
den Wahlergebnissen in Sachsen, 

Thüringen und Brandenburg überflüssig 
gemacht zu haben scheint. Zudem werfen ihr 
ihre beiden Partner in der Ampelregierung 
vor, dass es allein die Bockigkeit der FDP sei, 
die den Fortschritt der Republik aufhält. Doch 
stimmt das?

SPD und Grüne machen es sich mit ihrer Kri-
tik viel zu leicht. Für den mangelnden Rück-
halt in der Bevölkerung sind erstens alle drei 
Parteien gleichermaßen verantwortlich. Und 
zweitens repräsentiert die FDP indirekt – weit 
über ihre knapp fünf Prozent auf Bundesebene 
hinaus – wirtschaftspolitisch auch viele Teile 
des bürgerlichen Spektrums, die sich nicht von 
den beiden anderen Ampelparteien repräsen-
tiert sehen.

Angesichts der sich dramatisch verschlechtern-
den internationalen Wettbewerbslage für die 
deutsche Wirtschaft, die natürlich erhebliche 
Konsequenzen für unseren künftigen Wohl-
stand und die Finanzierbarkeit des Sozial-
staats hat, ist es ein Spiel mit dem Feuer, die 
Wirtschafts- und Wachstumsagenda, die 
Christian Lindner voranzubringen versucht, 
kaltzustellen.

Denn damit graben sich insbesondere SPD 
und Grüne perspektivisch genau das Wachs-
tums- und Wohlstandspotenzial ab, dass sie ja 
längst nicht nur zum Ausbau ihrer sozialpoliti-
schen Pläne, sondern schon zur Aufrechterhal-
tung des gegenwärtigen Leistungsvolumens 
unbedingt brauchen.

Wer dann noch, wie Bundeskanzler Olaf 
Scholz in einem wahren Juso-Moment, davon 
spricht, dass das „Klagen das Lied des Kauf-
manns“ sei, der hat gänzlich nicht begriffen, 
wer und was überhaupt die Existenzgrundla-
gen zur Ausgestaltung der Politik schafft. Und 
wenn im Gewerkschaftslager und links der 
Mitte weiterhin die Vorstellung vorherrscht, 
dass die Sozialpolitik in Deutschland immer 
noch viel zu schwachbrüstig aufgestellt ist, der 
kann sich nur auf eine mögliche Erklärung 
stützen: Er oder sie hat von den weltwirtschaft-
lichen Realitäten keine Ahnung.

Die hinter alldem steckende Maßlosigkeit ist 
frappierend. Sie beruht offensichtlich auf der 
Grundannahme, dass Deutschland auf ewig 
ein reiches Land ist und es daher nur darum 
gehen kann, den vorhandenen Kuchen immer 
weiter in einer ausufernden Ausgestaltung der 
Sozialpolitik zu verteilen.

Dass uns aktuell die Grundlagen unserer inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit wegbre-
chen, die stark auf einer exportorientierten 
und grundstoffbasierten Industrie beruhten, 
wird sorgsam übersehen. Dass die gewerk-
schaftlich verhandelten Beschäftigungsgaran-
tien, so wie bei Thyssen und VW, wie ein 
Mühlstein um die Konzerne liegen und deren 
Zukunftschancen untergraben, wird genauso 
verkannt. Hinzu kommt, dass die von SPD 
und Grünen unablässig propagierte Aufhe-
bung der Schuldenbremse angesichts unserer 
trägen Verwaltung, der Überregulierung und 
des eklatanten Fachkräftemangels ja kaum zu 
einem Investment-Boom führen würde.

Es wird schlicht nicht verstanden, was der all-
mählich greifende Abbau von Industriearbeiter-
Jobs für das Sozialversicherungsabkommen in 

Deutschland in der Zukunft bedeutet. Zumal 
wir aufgrund der mangelnden Akzeptanz des 
Strukturwandels in Deutschlands nach wie vor 
zu wenige Jobs im Dienstleistungsbereich 
haben, die von ihrer Tätigkeit her gut bezahlte 
Industriearbeiter-Jobs in dem entsprechenden 
Maß ersetzen könnten.

Kurzum: In Deutschland gibt es keine Partei 
mehr, die die Grundlagen einer erfolgreichen 
Wirtschafts- und Wachstumspolitik konse-
quent verfolgt. Am Ende könnte es sich für die 
Geschichte der Bundesrepublik als Katastro-
phe herausstellen, dass der Wirtschaftsliberalis-
mus in unserem Land zunehmend als ein Son-
derinteresse einer kleinen Klientel missver-
standen wird. Der Wirtschaftsliberalismus – 
also eine erfolgreiche Umsetzung einer effekti-
ven Wachstumsagenda – ist die Grundlage für 
die Aufrechterhaltung und Fortsetzung unse-
res Wohlstands. Doch die SPD und die Grü-
nen betrachten eine solche Agenda als Fremd-
körper, den es zu verhindern gilt.

Auch der CDU/CSU fehlt es an entsprechender 
Zielstrebigkeit. Die Union ist erwiesenermaßen 
immer bereit, im Interesse ihrer machtpoliti-
schen Anschlussfähigkeit an die Grünen und die 
SPD in vorauseilendem Gehorsam wirtschafts-
politische Realitäten zur Disposition zu stellen. 
Ein Beispiel dafür ist die Aussage des CDU-Bun-
desvorsitzenden Friedrich Merz, dass es mit der 
Union keine Rente mit 70 Jahren geben wird. 
Das ist aufgrund der demografischen Entwick-
lung ein offensichtlicher Fall des Populismus. 

Ernst zu nehmende Wettbewerbernationen 
haben auf internationaler Ebene längst ver-
standen, dass das Rentenalter fortdauernd an 
die demografische Entwicklung und steigende 
Lebenserwartung gekoppelt werden muss.

Der allmähliche Tod des 
Wirtschaftsliberalismus

Obwohl der Wirtschaftsliberalismus die Grundlage für die Aufrechterhaltung und Fortsetzung des 
Sozialstaats ist, tun SPD und Grüne alles dafür, ihn zu verhindern. Von Stephan-Götz Richter
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Beitragsbemessungsgrenzen zur Renten- und Krankenversicherung nach
Bruttojahreseinkommen in Euro

*Geplant • Quellen: DRV, PKVHANDELSBLATT
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D
ie Ampel schröpft Gutver-
diener – Millionen droht 
Kostenknall“. So oder so 
ähnlich reagierten viele 
Medien auf die jüngst veröf-
fentlichten Pläne des Bun-

desarbeitsministeriums, die Bei-
tragsbemessungsgrenzen für die 
Sozialversicherungen um 6,44 Pro-
zent zum Jahreswechsel anzuheben. 
Denn dadurch sinkt das jährliche 
Nettoeinkommen der davon betrof-
fenen Gutverdiener im kommenden 
Jahr um 1059 Euro gegenüber die-
sem Jahr. Da die Arbeitgeberanteile 
in gleichem Maße steigen, erhöhen 
sich auch die Arbeitskosten.

Die Beitragsbemessungsgrenzen 
legen die Schwellenwerte fest, bis zu 
deren Höhe Beiträge zu den Sozial-
versicherungen auf Lohneinkom-
men erhoben werden. Diese Gren-
zen werden jährlich von der Bundes-
regierung durch Rechtsverordnung 
angepasst. Vereinfacht folgen diese 
Grenzen mit einer zweijährigen 
Verzögerung der Entwicklung der 
Bruttoentgelte je Arbeitnehmer.

Im kommenden Jahr soll die Grenze 
in der Renten- und Arbeitslosenver-
sicherung bei einem jährlichen Brut-
toarbeitsentgelt von 96.600 Euro 
liegen und in der gesetzlichen Kran-
ken- und Pflegeversicherung bei 
66.150 Euro. Laut dem Arbeits- und 
Sozialministerium werde dadurch 
gewährleistet, „dass sich auch Bes-
serverdienende entsprechend der 
durchschnittlichen Lohnentwick-
lung – und damit relativ gleichblei-
bend – an der Finanzierung der Sozi-
alversicherung beteiligen“. Der Steu-
erzahlerbund spricht hingegen von 
einer „Steuererhöhung durch die 
Hintertür“. Beides ist bestenfalls die 
halbe Wahrheit.

Während Steuern keine individuell 
zurechenbaren Gegenleistungen des 
Staates gegenüberstehen, resultie-
ren aus den steigenden Beitragszah-
lungen durchweg auch höhere indi-
viduelle Ansprüche: Das Kranken-
geld beläuft sich meist auf 70 
Prozent des beitragspflichtigen Brut-
tolohns. Ähnliches gilt für das 
Arbeitslosengeld, das für Kinderlose 
60 Prozent vom letzten Nettolohn 
beträgt. Mit steigender Beitragsbe-
messungsgrenze und damit verbun-
denen höheren Beitragszahlungen 
erhöht sich für Gutverdienende also 
auch der Anspruch auf Arbeitslosen- 
und Krankengeld. Bemerkenswert: 
Die ursprüngliche Idee der Grenzen 
war, die Beitragspflicht und damit 
auch die Ansprüche auf Leistungen 
der Solidargemeinschaft für Gutver-
diener zu begrenzen.

Markant sind die Wirkungen einer 
steigenden Beitragsbemessungs-
grenze in der gesetzlichen Renten-
versicherung. Gutverdiener zahlen 
mehr Geld ein, und entsprechend 
steigen ihre Rentenansprüche, wäh-
rend sich für Durchschnittsverdie-
ner nichts ändert. Bekannt, aber oft 
verdrängt ist, dass die statistische 
Lebenserwartung mit dem Einkom-
men steigt.

Eine aktuelle DIW-Analyse zeigt, 
dass höhere Einkommen im statisti-
schen Mittel mit einer höheren 
Lebenserwartung und besserer psy-
chischer und physischer Gesundheit 
einhergehen. Anders als bei Män-
nern findet sich bei den Frauen kein 
statistisch signifikanter Zusammen-

hang zwischen dem individuellen 
Einkommen und der Lebenserwar-
tung – was Folge der sehr hohen 
Teilzeitquoten der erwerbstätigen 
Frauen sein dürfte.

Der signifikante Zusammenhang 
zwischen Einkommen und Lebens-
erwartung bedingt, dass Menschen 
mit niedrigem Einkommen für 
jeden entrichteten Beitrags-Euro 
geringere Rentenleistungen bekom-
men als Menschen mit höherem 
Einkommen. Die Gründe für die 
Unterschiede in der Lebenserwar-
tung sind: Gutverdiener verfügen 
oft über einen höheren Bildungsgrad 
und üben meist Berufe mit geringe-
rer körperlicher Belastung aus. 
Zudem können Besserverdienende 
sich eher einen gesunden – oft teure-
ren – Lebensstil leisten. Aufgrund 

der besseren Bildung steigt nicht nur 
das Interesse an Gesundheitsfragen, 
sondern nehmen auch die Kennt-
nisse über Vorsorge- und Behand-
lungsmöglichkeiten zu.

Darüber hinaus können sich Gutver-
diener eine bessere medizinische 
Versorgung leisten. Die Wahr-
scheinlichkeit, zwischen 55 und 76 
Jahren zu sterben, liegt für Men-
schen mit niedriger Bildung bei 
etwa vierzehn Prozent. Für Men-
schen mit hoher Bildung ist die 
Wahrscheinlichkeit mit neun Pro-
zent deutlich geringer.

In Deutschland erfolgt – anders als 
in den meisten anderen Industrielän-
dern – die Festsetzung der gesetzli-
chen Rente nach dem Äquivalenz-
prinzip. Vereinfacht bedeutet dies, 

dass ein Rentner in der Pyramide der 
Rentenempfänger die Position ein-
nehmen soll, die er während seiner 
gesamten abhängigen Erwerbstätig-
keit in der Pyramide der Lohnemp-
fänger innehatte. Wer viele Jahre 
gut verdient und hohe Rentenbei-
träge gezahlt hat, bekommt eine 
höhere Rente als jene, die weniger 
Jahre gearbeitet haben und ein nied-
riges Einkommen hatten und ent-
sprechend geringere Beiträge einbe-
zahlt haben. Sieht man von der 2021 
eingeführten Grundrente ab, findet 
keine explizite soziale Umverteilung 
innerhalb dieser Solidargemein-
schaft statt.

Faktisch wird jedoch innerhalb des 
Versichertenkollektivs aufgrund der 
unterschiedlichen Lebenserwartun-
gen zwischen Gut-, Normal- und 
Geringverdienern intertemporal von 
unten nach oben umverteilt. Denn 
jede Anhebung des Rentenniveaus 
begünstigt vorrangig die besser situ-
ierten heutigen und künftigen Ren-
tenempfänger.

Das Problem wachsender Altersar-
mut infolge durchbrochener 
Erwerbsbiografien etwa im Zuge der 
deutschen Einheit wird mit einem 
höheren Rentenniveau nicht zielge-
nau angegangen. Denn jeder zusätz-
liche Beitrags-Euro eines Gutverdie-
ners ist aus Sicht der Rentenversiche-
rung ein schlechtes Geschäft. Zwar 
steigen zunächst die Einnahmen, 
aus denen die Ansprüche der heuti-
gen Rentenbezieher bedient wer-
den. Allerdings steigen die künftigen 
Ansprüche überproportional stark, 
da Gutverdiener aufgrund ihrer 
Langlebigkeit nun einmal schlechte 
Versicherungsrisiken sind.

Der nun geplante Anstieg der Bei-
tragsbemessungsgrenze für 2025 ist 
allerdings kein staatlicher Willkür-
akt, sondern eine Folge der sehr 
kräftigen Lohnzuwächse im Jahr 
2023. Die damit verbundenen Bei-
tragsmehreinnahmen entlasten 
kurzfristig den finanzwirtschaftli-
chen Status der Rentenversiche-
rung. Auf mittlere und längere Sicht 
haben sie aber höhere Rentenleistun-
gen an langlebigere Gutverdiener 
zur Folge. Ein Beitrag zur nachhalti-
gen Stärkung der Finanzen dieses 
wichtigsten Alterssicherungssys-
tems ist diese Anhebung daher 
nicht.

Darüber hinaus sollte der Blick jedes 
Sozialministers auch darauf gerich-
tet sein, dass die höheren Beiträge 
nicht nur die Beschäftigten, sondern 
auch die Arbeitgeber treffen. Denn 
auf sie entfällt die gleiche zusätzli-
che Abgabenlast wie auf ihre 
Beschäftigten. Angesichts einer 
Wirtschaft, die nun schon seit fast 
fünf Jahren kein reales Wachstum 
mehr erzielt, und einer im vergange-
nen Jahr sogar schrumpfenden 
Arbeitsproduktivität dürften weiter 
steigende Arbeitskosten so ziemlich 
das Letzte sein, was die deutsche 
Volkswirtschaft derzeit gebrauchen 
kann.

Ohne einen beherzten Schwenk hin 
zu einer Angebotspolitik wird die 
gesamtwirtschaftliche Dynamik 
nicht nach Deutschland zurückkeh-
ren. Denn nur mit zusätzlichem 
Wachstum können die Folgen der 
Alterung für die Gesellschaft tat-
sächlich abgefedert werden – zumin-
dest ein Stück weit.

Ein gutes Geschäft 
für Besserverdiener

Die geplante Anhebung der Höchstbeiträge zu den 
Sozialversicherungen mindert zunächst das 

Nettoeinkommen von Gutverdienern. Doch auf lange 
Sicht lohnt es sich gerade für die. Von Bert Rürup.
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